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SPD-Fraktion im Rat der Gemeinde Uedem 

21. Dezember 2006 

Rede zum Haushalt 2007 

- Sperrfrist: Donnerstag, 21.12.06, 17.30 Uhr. Es gilt das gesprochene Wort! - 

Sehr geehrter Herr Bürgermeister, 

sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen des Rates, 

meine Damen und Herren, 

ich möchte die Stellungnahme der SPD-Ratsfraktion zum Haushaltsentwurf 2007 mit einem besonderen Dank an die Verwaltung und insbesondere an unseren Kämmerer Gerd-Heinz-Billion beginnen: Sie haben es in diesem Jahr geschafft, den Haushaltsentwurf so rechtzeitig vorzulegen, dass wir das Jahr 2007 mit einem beschlossenen Haushalt beginnen können. Ob wir dem vorgelegten Entwurf inhaltlich zustimmen, möchte ich am Anfang meiner Rede natürlich noch offen lassen, damit die Kollegen von der CDU auch bis zum Ende gespannt zuhören. Dass wir aber hier und heute so frühzeitig über den Entwurf beschließen können, ist ein besonderes Verdienst der Verwaltung und allen voran von Herrn Billion, und das erkennen wir ausdrücklich an. Herzlichen Dank dafür. 

Meine Damen und Herren, 

der Haushaltsentwurf 2007 ist ein Etat ohne Schnörkel. Er ist in seinen Einnahmen und Ausgaben solide und realistisch berechnet. Er enthält keine teuren Imageprojekte, deren Sinn anzuzweifeln wäre, sondern beschränkt sich aus unserer Sicht auf das sachlich Notwendige. 

Ich will allerdings nicht verschweigen, dass die SPD-Fraktion mit diesem Haushalt durchaus Probleme hatte. Das betrifft mehrere für uns wesentliche Punkte, die allerdings mit der heutigen Tischvorlage und den aktuellen Änderungen entschärft worden sind. Der erste Punkt sind die Erschließungsbeiträge für das Wohngebiet Lohberg und der zweite Punkt ist der Ansatz für den Verkauf des Kinderspielplatzes an der Kettelerstraße. Ich will Ihnen offen sagen: Einem Haushalt, der diese beiden Punkte enthalten hätte, hätte die SPD-Fraktion auf keinen Fall zugestimmt. 

Zum einen sehen wir keinen Grund, nach den Ergebnissen der Anliegerversammlung den Planungsansatz für die - ich nenne es mal so - „Deluxe-Erschließung“ des Lohbergs aufrecht zu erhalten. 

Zum anderen betrachten wir den bis vor kurzem vorgesehenen Verkauf des Spielplatzes an der Kettelerstraße mit Skepsis. Wir folgen in diesem Punkt auch nicht der Auffassung des Planungsbüros, wonach diese Fläche als „ungenutzte“ oder jedenfalls nicht effektiv genutzte Grünfläche deklariert wird. Dort, wo Kinder spielen und ausreichend Platz zur Entfaltung finden, sind Grünflächen unserer Meinung nach immer gut genutzt und taugen wirtschaftliche Effektivitätskriterien deshalb nur ganz bedingt. Wirtschaftliche Effektivität ist an vielen Stellen sinnvoll. Aber hier findet sie eine Grenze. 

Mit den vorgelegten Änderungen zum Etatentwurf sind beide Punkte indessen nicht mehr Gegenstand des Haushalts 2007, sondern des Investitionsprogramms für die Folgejahre. Aus diesem Grund haben wir uns bei der Abstimmung über das Investitionsprogramm enthalten. Dass wir es nicht abgelehnt haben, liegt daran, dass in der Änderungsvorlage nunmehr ausdrücklich vermerkt worden ist, dass über den Verkauf des Kinderspielplatzes mit der Bürgerschaft der betroffenen Wohngebiete noch gesprochen wird und die Realisierung des Verkaufs daher fraglich ist. Unsere Enthaltung - anstelle einer Ablehnung - verstehen wir daher auch als Zeichen der Anerkennung dafür, dass die Verwaltung den Bürgerwillen nunmehr maßgeblich berücksichtigen will. Wir werden darauf achten, dass dies auch geschieht. 

Einen dritten Punkt will ich ansprechen, der uns eine Zustimmung ebenfalls nicht möglich gemacht hätte, aber ebenfalls entschärft wurde. Die Rede ist von den neuen Anliegergebühren für Erschließungsmaßnahmen, die nach dem neuen Satzungsentwurf zunächst vorgesehen und auch im Haushalt veranschlagt waren. Wir haben diesen Satzungsentwurf gerade ad acta gelegt, so dass er nicht mehr Gegenstand der Beratungen ist. 

Ich habe es in der letzten Ratssitzung schon gesagt: Wir hätten diesem Satzungsentwurf mit seinen saftigen Erhöhungen der Anliegergebühren - und in der Folge auch dem Haushalt mit den entsprechend höheren Einnahmeansätzen - in keinem Fall zugestimmt. Wir sehen keinen sachlichen Grund dafür, dass die Gemeinde Uedem ihre Gebühren bis knapp an die vom Städte- und Gemeindebund empfohlene Obergrenze anhebt. Das ist weder bürgerfreundlich noch zwingend geboten, wie Sie wissen. Denn der Städte- und Gemeindebund hat Gebührenspannen empfohlen, bei denen man sich durchaus auch am unteren Rand bewegen kann und so die Bürger weitaus weniger belastet. 

Wir werden uns zu diesem Punkt in 2007 oder 2008 neu beraten, wenn, wie der Bürgermeister angekündigt hat, ein neuer, vermutlich geänderter Satzungsentwurf vorgelegt wird. Ich sage Ihnen schon jetzt: Wir werden darauf achten, dass dabei die Bürger nicht über Gebühr zur Kasse gebeten werden - und dass es dabei übrigens auch in der Behandlung von innerstädtischen Straßen einerseits und Wirtschaftswegen andererseits gerecht zugeht. 

Meine Damen und Herren, 

die drei genannten Punkte hätten uns, wären sie Bestandteil des Haushalts geblieben, arge Bauchschmerzen bereitet, das will ich nicht verhehlen. Die politische Entwicklung der letzten Wochen hat uns diese Bauchschmerzen aber genommen - bis auf weiteres wohlgemerkt, denn wir werden uns allen diesen Themen zu späteren Zeitpunkten noch zu stellen haben. Wir sind jedoch froh, dass in den letzten Wochen bei den genannten Punkten - also Sanierung Lohberg, Verkauf Kinderspielplatz und Anhebung der Anliegergebühren - einiges in Bewegung gekommen ist - und dies übrigens nicht ohne das Zutun der Uedemer Bürger, wie ich betonen will. Es hat allen Anschein, als ob die Vorhaben, die nicht nur uns, sondern auch den Bürgern Bauchschmerzen bereitet haben, so wie ursprünglich geplant nicht durchgezogen werden. 

Was den Haushalt 2007 angeht, so hat sich die Lage damit für uns wesentlich entspannt. Ich will es daher kurz fassen, auch um die Nerven meiner schwarzen Freunde von der CDU zu schonen: Der um die kritischen Punkte bereinigte Haushalt tut aus unserer Sicht keinem mehr böse weh. Sein politischer Inhalt - dazu möchte ich gleich noch etwas sagen - läst uns zwar nicht in Begeisterung verfallen. Aber wir sehen auch keinen Grund, dem geänderten Zahlenwerk unsere Zustimmung zu verweigern. Wir werden daher dem vorgelegten Haushaltsentwurf für das Jahr 2007 zustimmen. 

So meine Damen und Herren, 

und damit möchte ich nun zum gemütlichen Teil meiner Rede überleiten. 

Nein, Spaß beiseite, ich habe doch noch einige Punkte, die auch mit dem Haushalt zu tun haben und die mir schon noch wichtig sind. Sie haben etwas damit zu tun, welchen Themen wir uns in Uedem für die Zukunft annehmen müssen. Aus meiner Sicht müssen wir hier zwei Fragen beantworten: Wie können wir Uedem als Wohnort attraktiver machen? Und wie können wir Uedem als Wirtschaftsstandort stärken? 

Die Antworten auf diese Fragen können sich nicht allein in dem Hinweis auf den Autobahnanschluss, neue Baugebiete und günstige Grundstückpreise erschöpfen. Genau das tun wir jedoch allzu oft. Nach meinem Eindruck versuchen wir nur allzu oft, Probleme zu lösen, indem wir in Straßen und Gebäude investieren. Das alleine reicht aber nicht. Notwendig wären vielmehr Investitionen in neue Ideen, notwendig wäre die Entwicklung neuer Angebote und Konzepte, die es für Investoren und junge Familien attraktiv machen, nach Uedem zu kommen - und zwar so attraktiv, dass sie die Angebote anderer Kommunen ausschlagen. 

Ich habe gerade davon gesprochen, dass man dem vorgelegten Haushalt zwar zustimmen kann, dass er aber keineswegs Begeisterung auslöst. Das liegt daran, dass der Haushalt 2007 an solchen Ideen und Konzepten nur sehr wenig enthält. Der Haushalt tut keinem weh, das will ich nochmal betonen. Was ich im Etat allerdings vermisse, ist der gewisse Esprit, sind Ideen für die Zukunft, mit denen sich die Gemeinde Uedem vom kommunalen Durchschnitt abzuheben gedenkt. 

Warum zum Beispiel machen wir uns keine Gedanken darüber, wie man über das Angebot von günstigem Bauland hinaus dafür werben kann, dass sich Menschen in Uedem niederlassen. Wir könnten zum Beispiel ein Programm für junge Neubürger-Familien auflegen, bei dem der Bürgermeister Patenschaften für Kindergartenkinder übernimmt. Wir sollten über attraktive Kinderbetreuungsmöglichkeiten nachdenken, und zwar auch für Kinder unter drei Jahren. Wir sollten überlegen, wie wir günstige Bedingungen für die Ansiedlung von Unternehmen schaffen, zum Beispiel indem die Gemeinde bei der Akquirierung von Fachpersonal oder bei den anfallenden Formalitäten im Zuge eines Standortwechsels behilflich ist - also ein besonderer Re-Location-Service, wie man heute neudeutsch sagen würde. 

Für alle diese Angebote gibt es nach meiner Überzeugung einen Markt. Wir müssen diese Angebote nur entwickeln und dann auch effektiv vermarkten. Dazu brauchen wir neue Ideen - und die zu entwickeln, ist unsere Aufgabe hier im Rat. 

Von solchen Ideen sieht man im politischen Programm, das der Haushalt umschreibt, wie gesagt nur sehr wenig. Das heißt aber nicht, dass es sie nicht gibt. Zwei solcher Ideen haben wir heute beraten: 

Die eine ist der Versuch, ein Verbundschul-Projekt an der Uedemer Hauptschule zu realisieren. Meine Damen und Herren von der CDU: Ich erzähle Ihnen nichts Neues, wenn ich sage, dass wir es lieber gesehen hätten, wenn wir schon früher die Schließung des Aufbaugymnasiums verhindert oder wenigstens den Verbleib der Gesamtschule in Uedem gesichert hätten. Aber wir wollen nicht nachkarten. Die Erweiterung der Uedemer Hauptschule zu einer Verbundschule - zunächst in Form eines Modellprojekts - ist eine Perspektive, die wir uneingeschränkt unterstützen, und die auch dringend notwendig ist, damit Uedem endlich wieder einen zweiten weiterführenden Bildungsgang bekommt. 

Der zweite Ideenansatz, den wir heute beraten haben, ist noch ein zartes Pflänzchen, von dem wir hoffen, dass es wächst. Gemeint ist der Versuch, Ideen zu entwickeln, wie man Uedem zu einer familienfreundlichen Gemeinde fortentwickeln kann. 

Meine Damen und Herren, 

wir unterstützen in diesem Zusammenhang die Initiative der FDP, die hier einen wunden Punkt angesprochen hat. Gemeint ist, dass wir uns in Uedem endlich Gedanken machen müssen, welche Ziele wir denn langfristig verfolgen und welche Perspektive wir für Uedem in zehn Jahren sehen. Die Entwicklung einer solchen Langfristperspektive ist für die SPD-Fraktion ein essenziell wichtiger Punkt. Nicht umsonst haben wir unser Wahlprogramm vor zwei Jahren mit dem Titel „Uedem 2014“ überschrieben. Das war kein Wahlkampf-Gag, sondern ernst gemeint. Denn es erscheint uns dringend notwendig, diese Langfristperspektive für Uedem zu entwickeln. 

Dabei steht unter anderem die Frage im Raum, ob wir aktiv etwas für das Wachstum der Gemeinde unternehmen sollen, um eventuell eines Tages die 10.000-Einwohner-Marke zu überschreiten. 

Diese Frage gilt es offen zu diskutieren. Wenn wir - was noch zu diskutieren wäre - tatsächlich wachsen wollen, meine Damen und Herren, müssen wir zugleich überlegen, wie wir das machen wollen. Wie kann es uns gelingen, den Wegzug junger Menschen aus Uedem zu verhindern? Wie wollen wir neue Bürger nach Uedem holen? Welche Angebote halten wir für Senioren vor? Es ist notwendig, dass wir uns allen diesen Fragen auch einmal grundsätzlich stellen und uns nicht nur politischen im Tagesgeschäft von einem Einzelthema zur anderen hangeln. 

Dieser grundsätzliche Fragekomplex kann ganz entscheidend für die Zukunft unserer Gemeinde sein, auch in Bezug auf unsere Haushaltspolitik. Denn jeder Einwohner Uedems bringt uns mehr Schlüsselzuweisung und mehr anteilige Bundessteuern. Wenn wir wachsen, können Kindergärten, Schulen und kommunale Infrastruktur besser ausgelastet werden als das derzeit der Fall ist. Auch der Einzelhandel in Uedem und damit der Ortskern würden davon profitieren. 

Gerade an diesem Beispiel wird aber deutlich, wie schwer wir uns oft damit tun, neue Ideen zu entwickeln oder überhaupt zuzulassen. Immer wenn von Bevölkerungswachstum die Rede ist, wird zur Zeit auf die Studie der Bertelsmann-Stiftung verwiesen, die uns, wie Sie wissen, nur spärliche Zuwachsraten vorhersagt. Aber nur, weil die Bertelsmann-Stiftung das in einer Studie schreibt, brauchen wir doch nicht so zu tun, als sei uns gerade ein Naturgesetz verkündet worden. Noch schlimmer wäre, wenn wir uns nur aufgrund der Bertelsmann-Studie zurücklehnen und schon jetzt gemütlich darauf einrichten würden, dass in diesem Punkt wie selbstverständlich nichts passieren wird. 

Ich halte das für einen Fehler. Ich halte es für einen Fehler, die Prognose in einer Studie für bare Münze und - das ist der eigentliche Punkt - zum Anlass zu nehmen, sich um die Entwicklung neuer Ideen erst gar nicht zu kümmern. 

Das Gegenteil sollte der Fall sein: Wenn die Studie uns einen nur begrenzten Zugang von Neubürgern vorhersagt, sollte dies ein besonderer Ansporn für uns sein, dem entgegenzuwirken. Denn bitte bedenken Sie: Die Studie der Bertelsmann-Stiftung zum demographischen Wandel beschreibt ja nur, was voraussichtlich geschieht, wenn in Uedem alles so bleibt wie es ist. Wenn wir aber neue, frische Ideen entwickeln, also etwas verändern und unsere Gemeinde attraktiver machen, dann - allerdings auch nur dann - kann es uns gelingen, mehr Familien und Investoren nach Uedem zu locken und die Prognose der Bertelsmann-Studie zu übertreffen. 

Meine Damen und Herren, 

dies alles sind Herausforderungen, die sich nicht allein mit Geld, sondern nur mit kreativen Ideen bewältigen lassen. Anders formuliert: Wir können zwar günstige Baugebiete ausweisen und den Marktplatz umgestalten. Aber wir haben damit erst die Basis gelegt für weitere Schritte und Ideen, über die wir uns mit Blick auf die nächsten zehn Jahre dringend Gedanken machen müssen. 

Ein letztes Wort sei mir gestattet zu der Frage, wie wir einen solchen Prozess der Ideenfindung gestalten können. 

Wir haben in Uedem ja eine besondere politische Kultur, die sich dadurch auszeichnet, dass die Parteien bei allem Wettbewerb untereinander immer noch regelmäßig miteinander reden. Das hat viele Vorteile, aber auch einige wenige Nachteile. 

Die Vorteile liegen auf der Hand: Man ist in der Lage, sich zu verständigen und oft genug zu gemeinsamen Positionen zu finden. Das halte ich für ein wichtiges, hoch zu schätzendes Gut. 

Der Nachteil: Sobald eine Partei alleine einen Antrag stellt, der womöglich eine gute Idee enthält, setzt sie sich dem Vorwurf aus, die Basis der Gemeinsamkeit zu verlassen - und zwar nur, weil sie eine eigene Idee auch als solche ausgibt. Warum soll das eigentlich schlimm sein, meine Damen und Herren? Warum tun wir in Uedem eigentlich so, als sei nur ein gemeinsamer Antrag ein guter Antrag und sei umgekehrt die Idee einer einzelnen Partei nur deshalb schlecht, weil sie von ihr als ihre eigene Idee deklariert wird? 

Wir hören hier im Rat oft das Argument, man solle doch etwas für Uedem tun und sich nicht parteipolitisch profilieren. Ich bitte Sie mal nachzudenken darüber, warum das eine und das andere eigentlich Gegensätze sein sollen. Können, ja: sollten sich nicht alle im Rat vertretenen Parteien eben dadurch profilieren, dass sie gute Ideen zum Wohl der Gemeinde entwickeln? Und warum soll es eigentlich nicht möglich sein, gerade aus dem Wettbewerb der Parteien um die beste Idee das bestmögliche Ergebnis für die Gemeinde zu entwickeln? 

Wir sind hier an einem grundsätzlichen Punkt, den ich immer schon mal ansprechen wollte. Die Deutschen und auch wir hier im Uedemer Gemeinderat neigen dazu, das Gemeinwohl als etwas Vordefiniertes zu begreifen - also quasi etwas, das irgendwo niedergelegt ist und das man nur abzurufen braucht. Dem ist aber nicht so. Das Gemeinwohl ist nichts Vorgefertigtes, Abrufbares, sondern etwas Dynamisches, Bewegliches. Gemeinwohl ist ein Mix aus durchaus unterschiedlichen, zum Teil sogar widerstreitenden Interessen. Und deshalb ist es sinnvoll, diese unterschiedlichen Ansätze, Vorstellungen und Ideen auch zum Ausdruck zu bringen und in konstruktiven Wettbewerb zueinander treten zu lassen. 

Ich bin dafür, dass wir Politik als einen solchen Ideenwettbewerb organisieren. Aus dem Wort ergibt sich schon, dass wir dafür zwei Elemente brauchen: Gute Ideen und eben auch Wettbewerb. Da sollten die Fraktionen auch ehrlich zueinander und zu sich selbst sein. Wir brauchen keinesfalls zu leugnen, dass wir miteinander im Wettbewerb stehen. Wir brauchen darin auch nichts Schlechtes zu sehen. Im Gegenteil: Wir sollten uns dem Wettbewerb stellen, denn er belebt das Geschäft, auch in der Politik. 

Das, was oft als Parteiengezänk bezeichnen, hat übrigens mit einem solchen Ideenwettbewerb nichts zu tun. Funktionieren kann so ein Wettbewerb nämlich nur, wenn er im Respekt vor den Ideen der jeweils Anderen von statten geht. Will heißen: Wenn man die Ideen der anderen, auch wenn man sich ärgert, dass man sie nicht selbst gehabt hat, zum Zuge kommen lässt. Das, meine Damen und Herren, ist politisches Handeln zum Wohle der Allgemeinheit: Einen guten Gedanken auch dann anzuerkennen, wenn er von der Konkurrenz kommt. 

Das erfordert etwas Selbstdisziplin von allen Parteien, vor allem aber von derjenigen, die die Ratsmehrheit stellt. Daher am Schluss mein Appell an die CDU: Wenn Sie am Wohl der Gemeinde interessiert sind, lassen Sie die Ideen anderer zu. Sie brauchen diese Ideen nicht zu teilen. Aber sie sollten sie wenigstens ernst nehmen und respektieren, indem sie sie zur Abstimmung kommen lassen. 

So, wie wir das heute gemacht haben, war es ein gutes Beispiel. Wir kennen auch andere Fälle, in denen die Ratsmehrheit zu einem Antrag einer anderen Fraktion einfach einen Gegenantrag stellt, ihn als weitergehend definieren und die ursprüngliche Initiative damit gar nicht erst zur Abstimmung kommen lässt. 

Meine Damen und Herren, 

das sind Spielchen, die wir oft treiben hier im Rat, die aber nicht zum Wohl der Gemeinde sind. Denn sie machen nicht nur viele Ideen platt, sondern sie verhindern auch den konstruktiven Wettbewerb zwischen diesen Ideen. 

Wenn es uns stattdessen gelingen kann, eine Ideenfindung im Diskurs zu organisieren, die ohne Totschlagargumente auskommt, sondern das Für und Wider der unterschiedlichen Vorschläge ernsthaft abwägt, haben wir für Uedem viel gewonnen. 

Meine Damen und Herren, 

in den letzten knapp zweieinhalb Jahren als Vorsitzender der SPD-Fraktion ist es mir sicherlich nicht immer gelungen, die skizzierten Maßstäbe einzuhalten. Aber ich habe mich immer auf meine Fraktion verlassen können, die zur Not korrigiert hat. Deswegen will ich mich an dieser Stelle bei meiner Fraktion für die Loyalität und die Offenheit bedanken. Ebenfalls bedanken möchte ich mich bei den Vorsitzenden der anderen Fraktionen und beim Bürgermeister für viele Gespräche, die manchmal kontrovers, stets jedoch ehrlich, vertrauensvoll und konstruktiv waren. 

Ich darf Sie zum Schluss bitten, mit meinem Nachfolger Jörg Lorenz ebenso offen und ehrlich umzugehen. Und ich kann Ihnen versichern: Mit ihm werden sie beim Wettbewerben um gute Ideen noch eine Menge Spass inne Backen bekommen. 

Herzlichen Dank. 

